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Disziplinarität, Interdisziplinarität, Transdisziplinarität. Die Kindes- und 

Erwachsenenschutzbehörde als organisationaler Rahmen für professionelle Profilierung 

Julia Emprechtinger, Peter Voll 

 

Einleitung 

Organisationen können in einer ersten Annäherung als Systeme verstanden werden, die 

Mitgliedschaftsrollen aufeinander beziehen und dadurch koordinieren (Luhmann, 1964/1976; 

Luhmann, 2000). Soweit der Zugang zu bestimmten Rollen an die Zugehörigkeit zu einer 

Profession, an Zertifikate der Ausbildung in einer Disziplin und entsprechende Praxis gebunden 

ist, soweit Organisationen also Professionelle als solche beschäftigen, bringen sie sie in ein 

Kooperationsverhältnis, wobei der Typ solcher Kooperation häufig mit den Begriffen der Inter- 

oder der Transdisziplinarität bezeichnet wird.1 Während „Interdisziplinarität“ auf die 

Verbindung abgrenzbarer disziplinärer Zugänge zu einem gemeinsamen Gegenstand abhebt, 

sucht „Transdisziplinarität“ diese Grenzen zu durchbrechen und mehrere Disziplinen (oder 

Teile davon) zu einem neuen Ganzen zu verbinden. Wo bei dem einen disziplinäre Grenzen 

bestehen bleiben, um ein gemeinsames Ergebnis zu erzielen, verschwindet beim anderen die je 

eigene Disziplinarität zugunsten eines neuen übergreifenden Wissenskorpus (Cottier, 2012, S. 

40; Couturier et al., 2008; Darbellay, 2015; Jungert, 2010; Wider, 2013).  

Die Zusammenarbeit von Fachpersonen mit unterschiedlichem disziplinärem oder 

professionellem Hintergrund kann also, alleine schon mit diesen beiden Begriffen, sehr 

unterschiedlich konzipiert werden. Die Konsequenzen jedes Modells für die Akteure und ihre 

Möglichkeiten, ihr Wissen geltend zu machen und daraus Statusgewinne zu erzielen, sind nicht 

unbeträchtlich. Der vorliegende Beitrag geht aus einer machttheoretischen Perspektive der 

Frage nach, welche Rahmenbedingungen die Durchsetzung von Kompetenzansprüchen und 

Sichtweisen in den verschiedenen Modellen begünstigen oder behindern.  

Dass Organisationen festlegen, welche Positionen professionelle Akteure einnehmen können 

und unter welchen Restriktionen und Opportunitäten professionelle Akteure ihre Kompetenzen 

                                                 

1 In Übereinstimmung mit der gesetzlichen Terminologie im hier untersuchten Feld (dazu unten Abschnitt 3) wird 
im Folgenden nicht durchgängig zwischen Disziplin und Profession bzw. Interdisziplinarität und 
Interprofessionalität unterschieden. Im engen Sinne bezieht sich Disziplin(arität) auf das kodifizierte, akademische 
Wissen, auf das sich eine Profession in ihrem Professionshandeln bezieht. Interprofessionalität hat also stets eine 
interdisziplinäre Komponente, erschöpft sich aber nicht darin. 

Autorenversion, definitiver Text in Neuhaus, Lukas und Oliver Käch (Hg.) 

2018, Professionalität im Kontext von Institution und Organisation. 

Weinheim : Beltz, 101 – 129. 
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geltend machen können, sollte nicht zu einer statischen Sicht intra- und interorganisationaler 

interprofessioneller Beziehungen verleiten. Professionen positionieren sich am Arbeitsplatz 

und können dabei u.U. ihren Kompetenzbereich ausweiten oder auch eingeschränkt sehen. 

Organisationen sind insofern stets auch „negotiated order“ (Strauss, 1978) und die Beziehungen 

entsprechend im Zeitverlauf veränderlich. Grundlage für die Positionierung ist das Profil, d.h. 

das in der Disziplin gebundene Wissen, das als zentrale Ressource für die Organisation 

plausibilisiert und inszeniert werden muss. 

Anhand der Schweizer Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden (KESB) soll im Folgenden 

beschrieben werden, welche Handlungsräume2 und -möglichkeiten organisationale Vorgaben 

und Entscheidungen in Bezug auf die Art der Zusammenarbeit verschiedener disziplinärer 

Vertreterinnen eröffnen und wie die Beteiligten jene Räume nutzen. Die KESB sind ein 

instruktives Beispiel, weil in ihnen als sehr jungen Organisationen Aushandlungs- und 

Entwicklungsprozesse besonders gut zu beobachten sind. Sie sind von Gesetzes wegen 

verpflichtet, Entscheidungen interdisziplinär zu treffen, wobei bundesgesetzliche Vorgaben zur 

Interpretation des Begriffs der Interdisziplinarität ebenso wenig bestehen wie zur Organisation 

der Behörden. So haben sich von Beginn weg verschiedenste Formen der Organisation inter- 

oder eben transdisziplinärer Zusammenarbeit entwickelt, die zu komparativer Analyse 

geradezu einladen.  

Im Folgenden wird zunächst der theoretische Rahmen expliziert, in den die hier erst grob 

skizzierten Überlegungen zu Profession, Zusammenarbeit und Organisation eingebettet werden 

(2). In einem weiteren Schritt werden die KESB als neues Arbeitsfeld der Sozialen Arbeit 

vorgestellt (3). Anschliessend werden anhand zweier Behördentypen unterschiedliche Modi der 

Zusammenarbeit beschrieben und auf die darin enthaltenen Möglichkeiten zur disziplinären 

Profilierung sowie die entsprechenden Positionierungs- und Inszenierungsoptionen hin 

untersucht, die sich Sozialarbeitenden innerhalb der Organisation wie gegenüber deren Umwelt 

eröffnen (4). 

                                                 

2 Mit dem Begriff des Handlungsraums wird der Raum bzw. die Menge möglicher (erlaubter oder zugemuteter) 
professioneller Handlungen bezeichnet. Davon zu unterscheiden wäre der Handlungsspielraum, der sich auf die 
Variationsmöglichkeiten bei der Ausführung solcher Akte bezieht. 
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1. Professionelles Profil und Position in der Organisation 

Die verschiedenen Theoriestränge der Soziologie haben Professionen bekanntlich verschieden 

interpretiert, d.h. die damit verbundenen sozialen Gebilde aus unterschiedlichem Blickwinkel 

und mit unterschiedlichen Begriffen betrachtet und deswegen dann auch Unterschiedliches 

gesehen. Dem entrinnt auch der vorliegende Beitrag nicht, wenn er das Thema „Profession und 

Organisation“ aus einer machttheoretischen – und nicht etwa aus einer strukturtheoretischen 

(insbesondere Oevermann, 1996) oder einer funktionalistischen (von Parsons, 1951 ausgehend, 

vgl. aber z.B. auch Sciulli, 2010; Stichweh, 1994 oder Kurtz, 2011) – Perspektive entwickelt. 

Die Wahl der Perspektive ist im Gegenstand begründet bzw. in dem, was man von ihm sehen 

kann, wenn man diesen und eben nicht einen anderen Blickwinkel wählt: die Bildung und 

Festigung von Professionen als wissensbasierten Berufsgruppen in der Auseinandersetzung mit 

andern, d.h. im Kampf um Deutungen oder, allgemeiner, um Status und Macht. Diese 

Auseinandersetzung findet sowohl am Arbeitsplatz und damit im Wesentlichen in 

Organisationen statt als auch darüber hinaus, d.h. zwischen Organisationen unterschiedlicher 

professioneller oder funktionaler Orientierung. Im vorliegenden Beitrag wird deshalb die 

Profilierung der Sozialen Arbeit in einem neu organisierten und entsprechend 

gestaltungsoffenen Feld von vornherein auch als Positionierung betrachtet. Entsprechend wird 

das Profil nicht nur aus der Struktur der Arbeit mit dem Klienten und den dafür mobilisierten 

Kompetenzen – Wissen und darauf basierenden Interventionstechniken – heraus zu verstehen 

versucht, sondern auch aus dem Zusammenspiel mit andern professionellen Akteuren inner- 

und ausserhalb der Organisation. 

1.1 Der machttheoretische Ansatz in der Professionssoziologie  

Diese Perspektive, wie sie insbesondere von Abbott (1988) detailliert entwickelt worden ist, 

beruht auf drei entscheidenden Annahmen: 

1. Sie definiert „Profession“ weit und (zunächst3) unabhängig von einer gesellschaftlichen 

Funktion als Berufsgruppe, die Wissen einer gewissen Abstraktheit auf Einzelfälle 

anwendet und dafür Exklusivität beanspruchen kann (vgl. Abbott, 1988, S. 8). 

                                                 

3 Die Unabhängigkeit ist definitorisch, nicht faktisch, eine funktionslose Berufsgruppe dürfte langfristig keine 
Abnehmer für ihre Dienste finden, da diese dann eben keine Leistungen darstellen. Wenn etwa Stichweh (1996) 
die (klassischen) Professionen auf „ein existentielles, ohne spezialisiertes Wissen nicht mehr bewältigbares 
Problem einer individuellen Klientel in einem konkreten soziokulturellen Lebenszusammenhang“ (Hervorhebung 
im Original) bezieht, dann setzt er die Grenzen des funktionalen Bezugs aber enger, als es im hier skizzierten 
Ansatz notwendig ist. 
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Entscheidend ist also nicht der Gehalt der Tätigkeit, sondern die soziale Gestalt der 

Gruppe, insbesondere ein zumindest ansatzweise durchsetzbares Monopol auf die 

Anwendung des betreffenden Wissenskorpus, d.h. Deutung und Intervention im 

Gegenstandsbereich. 

2. Die Abstraktheit des Wissens ist die Voraussetzung der Exklusivität und damit des 

Erfolgs von Professionen: nur – zu einem historisch variablen Grad – abstraktes Wissen 

kann in seiner Anwendung auf Kundige beschränkt werden, die den Einzelfall mit dem 

Allgemeinen vermitteln und also z.B. eine korrekte Diagnose stellen können. Und nur 

als abstraktes kann es auch auf verschiedene Bereiche angewandt werden und damit die 

expansive Dynamik der Professionen tragen. 

3. Professionen befinden sich in Konkurrenz zueinander um die Zuständigkeit oder 

„Jurisdiktion“ für die Lösung von Problemen (und sind insofern natürlich durchaus auf 

gesellschaftliche Funktionen bezogen, die sie zirkulär dann auch definieren), d.h. es gibt 

eine Konkurrenz der Professionen, in deren Folge sich Zuständigkeitsgrenzen 

verschieben, einzelne Gruppen untergehen und andere neu entstehen können. Die 

Entwicklung von Professionen und ihre konkrete soziale Gestalt sind nur aus ihrem 

Wechselverhältnis zu verstehen. 

Aus diesen Annahmen erklären sich die in der älteren Machttheorie (insbesondere Freidson, 

1970; Hughes, 1958; Sarfatti Larson, 1977) beschriebenen Strategien der Sicherung von Macht 

durch Eingangskontrollen in Form von Zeugnissen für formale Ausbildung, der Praxis-

Zulassung (und des Entzugs dieser Zulassung) durch Berufsverbände in Kooperation mit 

staatlichen Instanzen sowie der ethisch-moralischen Codierung des professionellen Handelns. 

Sie haben zum Ziel, die Exklusivität der Gruppe zu sichern, die Kompetenz ihrer Mitglieder zu 

plausibilisieren und gleichzeitig das Vertrauen der potentiellen wie aktuellen Klientel zu 

gewinnen. Letzteres ist vor allem deshalb wichtig, weil das für die Profession konstitutive 

Wissensgefälle gegenüber den Klienten missbrauchsanfällig ist und entsprechend Misstrauen 

fördert.4 

                                                 

4 Dies die typischen Merkmale klassischer und als idealtypisch geltender Professionen (v.a. Ärzte und Anwälte), 
die in der älteren, am Gegensatz von Profession und Berufsarbeit im Sinne von occupation orientierten 
Professionalisierungstheorie hervorgehoben werden (z.B. Wilensky, 1964). In der funktionalistischen Perspektive 
erscheinen diese selben Merkmale als Voraussetzung für die Erfüllung der sozialen Funktion (z.B. Parsons, 1951, 
S. 454 ff.). 



 

5 
 

1.2 Wissen und professionelles Handeln 

Ein solches Konzept von Profession ist mit einem Wissensbegriff verbunden, der nicht auf 

„Wahrheit“ (im klassisch philosophischen Sinne der Übereinstimmung von Begriff und 

Gegenstand) abhebt, sondern auf das in einem gegebenen sozialen Zusammenhang für wahr 

Gehaltene, d.h. auf „Gewissheit“: Wissen ist „die Gewissheit, dass Phänomene wirklich sind 

und bestimmbare Eigenschaften haben“ (Berger/Luckmann, 1966/1980, S. 1). Diese 

Gewissheit betrifft Gegenstände oder soziale Sachverhalte, Methoden und Techniken, wie mit 

diesen umzugehen ist, aber auch Einstellungen, die ihnen gegenüber einzunehmen sind, sowie 

Theorien über die Zusammenhänge zwischen Gegenständen untereinander oder mit den 

Wissenden (Freidson, 1986). Mit Wissen ist also erst einmal Alltagswissen gemeint, das sich 

dann entsprechend seiner sozialen Verortung und Grundlage in Spezialwissen oder 

Wissensprovinzen ausdifferenzieren kann (Pfadenhauer, 2003). Zwei im vorliegenden 

Zusammenhang besonders wichtige und aufeinander bezogene Typen des Wissens sind das 

professionelle Handlungswissen und das akademische Wissen.  

Folgt man wiederum Abbott (1988, S. 40 ff.), so erheben Professionen ihren 

Jurisdiktionsanspruch in Form von drei Ansprüchen, die alle auf dem für sie spezifischen 

Wissen beruhen und entsprechende Handlungen begründen: 

 der Diagnose, d.h. einer Einordnung in eine Klassifikation der zu behandelnden 

Probleme: damit wird das Problem im Horizont des professionsspezifischen Wissens 

gedeutet, womit der doppelte Anspruch verbunden ist, eine ebenso exklusive wie nach 

aussen, im Rahmen des Alltagswissens, plausible Deutung zu geben. Für einige 

Probleme und Diagnosen wird die Zuständigkeit im Allgemeinen unbestritten sein, für 

andere dagegen werden konkurrierende Ansprüche anderer Professionen vorliegen. Für 

die Position einer Profession im System der Professionen, für ihre Macht, ist es zentral, 

über einen Kern von nicht in Frage gestellten Diagnosen zu verfügen, die ein Problem 

ihrer unbestrittenen (und insofern zu einem gegebenen Zeitpunkt unbestreitbaren) 

Jurisdiktion zuweisen. 

 der Therapie, d.h. der Behandlung des einmal diagnostizierten Problems mit ebenfalls 

im professionellen Wissen verankerten Verfahren. Auch hier gilt, dass zumindest 

bestimmte Verfahren exklusiv und im unbestrittenen Kompetenzbereich der Profession 

sein sollten. Auch Therapien sind im Professionswissen klassifiziert, und auch wenn die 

diagnostische und die therapeutische Klassifikation nicht oder nicht immer 
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zusammenfallen, so beglaubigt der Erfolg der Therapie im Allgemeinen die Diagnose – 

zumindest ist es langfristig notwendig, dass der Erfolg einiger für die Profession 

zentraler Therapien auf die Triftigkeit der betreffenden Diagnose zurückgeführt werden 

kann. 

 der logisch-theoretischen Vermittlung (Inferenz) zwischen Diagnose und Therapie. Die 

Regeln, die vom einen zum andern führen, sind zentral für den Anspruch auf 

Wissensbasierung. Sie sollten weder zu einfach sein, weil die Vermittlung sonst 

routinisiert und durch andere Gruppen übernommen werden kann, noch so kompliziert, 

dass sie mit dem Effizienzanspruch kollidieren und/oder in der Umwelt als implausibel 

erscheinen. 

Das Professionswissen, das sich in diesen drei Akten manifestiert, ist in vielfältiger Weise auf 

akademisches Wissen bezogen, bleibt aber in seiner Struktur wie in seiner grundlegenden 

Ausrichtung von diesem unterschieden. Wo Professionswissen handlungsorientiert auf 

praktische Eindeutigkeit und Effizienz zielt, geht es dem akademischen Wissen, d.h. der der 

Profession entsprechenden akademischen Disziplin, um logische Konsistenz und Rationalität 

als Voraussetzung für die Anschlussfähigkeit und Akzeptanz im Wissenschaftssystem. In dem 

Masse, wie das akademische, abstrakt-formale Wissen diesen Anschluss sichert, ist es aber auch 

zentral für die Legitimität des Jurisdiktionsanspruchs der Profession, eine Zentralität, die sich 

auch in der Rolle der Akademie bei der Ausbildung und Zertifizierung der 

Professionsangehörigen zeigt (Freidson, 1986). Und gerade in seiner abstrakten Theorie- und 

Konsistenzorientierung ist akademisches Wissen geeignet, neue Zusammenhänge – zwischen 

Phänomenen und den auf sie bezogenen Diagnosen und Therapien, aber auch zwischen 

letzteren – herzustellen, die Erfindung und Innovation ermöglichen. Auf diese Weise wird es 

auch zum Treiber professioneller Effektivität (Abbott, 1988, S. 55). 

1.3 Organisation als Arena interdisziplinärer Konkurrenz und Kooperation 

Professionelle Macht, verstanden als Jurisdiktion über einen Problembereich, wird aber nicht 

nur durch Koalitionen mit akademischen Partnern, v.a. den Universitäten, abgestützt. Die 

Monopolisierung der Kompetenz ist vielfach auch durch gesetzliche Regelungen der 

Ausbildung und Berufsausübung gesichert und an Märkte sowie Arbeitsorganisationen 
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(Spitäler, Gerichte, Industriefirmen, Verwaltungen …) gebunden.5 Dabei ist die Organisation, 

in der die Arbeit stattfindet, in doppelter Hinsicht von Bedeutung:  

(1) Als formale Organisation, das heisst als System gegeneinander differenzierter 

Mitgliedschaftsrollen (Luhmann, 1964/1976) mit unterschiedlichen Zugangsvoraussetzungen 

und unterschiedlichem hierarchischem Status, definiert sie die jeweiligen Kompetenzen und 

somit den Handlungsraum im Sinne des Raums möglicher Handlungen in Termini von 

Diagnose und Therapie. Sie schafft damit aber (oder versperrt) auch professionelle Karrieren, 

indem sie hierarchische Positionen an Voraussetzungen hinsichtlich Ausbildung und 

Berufserfahrung bindet (Abbott, 1988, S. 125 ff.). Soweit eine solche Organisation Angehörige 

verschiedener Berufsgruppen beschäftigt und im Sinne der Interprofessionalität aufeinander 

bezieht, bringt sie diese Gruppen in ein Rangverhältnis durch Befehlsketten, Salärordnungen 

usw. 

(2) Die formalen Regeln, die eine Organisation konstituieren, und die in ihnen enthaltenen 

Kompetenzordnungen sind grundsätzlich allgemein und abstrakt. Infolgedessen bedürfen sie 

der Interpretation, was wiederum ein Spielfeld für Verhandlungen zwischen einzelnen und 

Gruppen schafft. In diesem „Spiel“ werden die Regeln laufend bestätigt und/oder – oft 

unmerklich – verändert; die Lösung für das Zusammenarbeitsproblem, das eine Organisation 

darstellt, muss also stets neu gefunden werden, wobei sowohl die unterschiedlichen Interessen 

der Akteure wie die Bedingungen, die aus der Umwelt auf sie einwirken, in eine vorläufige und 

prinzipiell prekäre Balance gebracht werden (Crozier/Friedberg, 1977). Dabei können die 

Regeln der formalen Organisation strategisch eingesetzt, heimlich umgangen6 oder auch offen 

in Frage gestellt werden. 

Auf diesem Spielfeld wird entsprechend auch die Ordnung professioneller Kompetenzen stets 

neu verhandelt und bestätigt oder verschoben. In diesem Sinne ist die Organisation eine zentrale 

„Arena“ professioneller Jurisdiktionskämpfe (Abbott, 1988, S. 139), in der die Kooperation 

                                                 

5 Der Fokus auf den klassischen Professionen der amerikanischen Tradition – den sogenannten freien Berufen – 
hat die Bedeutung der Arbeitsorganisation lange in Vergessenheit geraten lassen. In der kontinentaleuropäischen 
Tradition ist die Staats- und Organisationsbindung von Ärztinnen und Juristen viel stärker ausgeprägt 
(Dubar/Tripier/Boussard, 2015; Siegrist, 1988; Torstendahl/Burrage, 1990), aber unter dem Eindruck der 
amerikanischen Tradition von der Professionssoziologie nicht immer gebührend berücksichtigt worden. 
6 Im Sinne von de Certeaus (1990, S. 57 ff.) Unterscheidung zwischen Strategie und Taktik könnte die Umgehung 
von formalen Regeln auch als Taktik bezeichnet werden, d.h. als Handeln auf einem aufgezwungenen Spielfeld. 
Es ist aber zu vermuten, dass die Taktik der Umgehung durchaus strategische Bedeutung erhalten kann, wenn und 
insofern sie die offene Infragestellung der Regeln vorbereitet. 
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jederzeit mit Positionierung, d.h. mit konkurrenzieller Profilierung, verbunden ist, und in der 

sowohl makro- wie mikropolitische Auseinandersetzungen geführt werden: offene 

Auseinandersetzungen, bei denen, oft im Verbund mit externen Akteuren, formale 

Kompetenzregeln zu ändern gesucht oder öffentlich in Frage gestellt werden, und implizite 

Inszenierungen eigener Kompetenz und/oder fremder Inkompetenz und die damit 

einhergehende Untermauerung eigener Kompetenzansprüche. Letzteres geschieht sowohl in 

der Interaktion mit Klienten als auch – und hier wichtiger – mit Angehörigen anderer 

Berufsgruppen und Kolleginnen aus der eigenen Gruppe innerhalb und ausserhalb der 

Organisation (Pfadenhauer, 2003). 

2. Ein neues altes Feld als Arena: die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden in der 

Schweiz 

Wenn die Arbeitsorganisation als Arena für Kompetenzkämpfe begriffen wird, dann scheint es 

besonders attraktiv, die Kompetenzordnung in einer Organisation zu beobachten, die neu ist 

und deren Ordnung noch nicht stabilisiert ist. Gerade weil hier die Regeln, die 

Kompetenzansprüche und -abgrenzungen nicht das Gewicht der Tradition und damit des quasi 

Natürlichen und Selbstverständlichen haben, dürften Auseinandersetzung intensiver geführt 

werden und damit sichtbarer sein. Aber auch aus mindestens drei andern Gründen scheinen die 

2013 geschaffenen Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden ein interessantes Feld 

professionssoziologischer Beobachtung: Sie beruhen erstens auf einer gesetzlichen Grundlage, 

die unter dem Stichwort „Interdisziplinarität“ explizit eine gleichberechtigte Zusammenarbeit 

mehrerer Professionen verlangt. Zweitens ist in den meisten KESB mit der Sozialen Arbeit jene 

Profession beteiligt, die sich wie wohl keine andere in den letzten Jahren ihres Status als 

Profession und akademische Disziplin zu versichern versucht hat (z.B. Becker-Lenz et al., 

2015; Nadai et al., 2005; Rullac, 2011). Als „bescheidene“ (Schütze, 1992) oder 

„selbstvergessene“ (Hildenbrand, 2012) Profession ist sie in den neuen Behörden mit einer 

klassischen Profession, derjenigen des Rechts, konfrontiert, mit der sie in ihrer historischen 

Genese ebenso wie in ihrer Konstitution und Legimitation auf komplexe Weise verknüpft ist 

(Hammerschmidt/Sagebiel/Steindorff-Classen, 2013; Voll, 2013). Und drittens handelt es sich 

im Kindes- und Erwachsenenschutz um ein Feld, in dem sowohl Soziale Arbeit wie Recht schon 

lange tätig sind, oft aber auf verschiedene Organisationen verteilt waren, und in dem sie ihre 

Kompetenzansprüche vielfach auch noch mit Laien teilen mussten. Die offene rechtliche und 

organisationelle Ausgangslage, gepaart mit den auf komplexe Weise ineinander verschlungen 
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Professionsgeschichten, lässt eine grosse Vielfalt möglicher Profilierungs- und 

Positionierungsstrategien auf individueller und kollektiver Ebene zu. Und da sich die 

kantonalen Organisationen teilweise sehr stark voneinander unterscheiden, dürfte überdies die 

Konditionierung der Strategien durch Organisation besonders gut sichtbar werden. 

Die im Folgenden (Abschnitt 34) angeführten Beobachtungen sind vorläufiger Art7 und 

beruhen auf Interviews aus verschiedenen Projekten, die sich mit der allgemeinen Umsetzung 

der Gesetzesrevision von 2013 befasst haben (vgl. Emprechtinger et al., 2016; Marti et al., 

2015; Schmidt/Schnyder/Zeiter, 2014). Interviewt wurden Behördenmitglieder mit 

unterschiedlichem disziplinärem Hintergrund sowie Leiterinnen von Sozialdiensten. Die 

Befragten waren in vier verschiedenen Kantonen mit unterschiedlichen Behördenstrukturen 

tätig. 

2.1 Die Ausgangslage: Bundesrecht und kantonale Organisationsvielfalt 

Die am 1.1.2013 in Kraft getretene Revision der Art. 360–456 des schweizerischen 

Zivilgesetzbuchs (ZGB) brachte eine umfassende inhaltliche Modernisierung des bis dahin 

geltenden Vormundschaftsrechts für Erwachsene mit sich, die bereits in der terminologischen 

Umstellung von „Vormundschaft“ auf „Erwachsenenschutz“ zum Ausdruck kommt. Sie 

verlangte aber auch eine ebenso umfassende Reorganisation der Gremien, die über 

zivilrechtliche Massnahmen für Kinder und Erwachsene entscheiden. Die strukturellen 

Änderungen lassen sich unter dem Stichwort der Professionalisierung in einer doppelten 

Bedeutung zusammenfassen. Als Verberuflichung der bis anhin weitverbreiteten 

Laienbehörden einerseits und andererseits als Sicherung fachlich-inhaltlicher Qualität über die 

bundesgesetzliche Vorgabe eines interdisziplinär besetzten, aus mindestens drei Personen 

bestehenden Fachgremiums, das die Entscheide verantwortet. 

Anfänglich, in der ersten Phase des rund zwanzig Jahre dauernden Gesetzgebungsprozesses, 

waren auf Expertenebene noch ambitioniertere Vorschläge zur Neuorganisation formuliert 

worden, die eine Homogenisierung der kantonalen Organisationen im Rahmen eines 

Gerichtsmodells forderten. Im politischen Prozess setzte sich jedoch die Forderung nach einem 

                                                 

7 Mit Unterstützung des Schweizerischen Nationalfonds führen Autorin und Autor zurzeit eine Untersuchung 
durch („Professionalisation by inter interdisciplinary cooperation?“), die systematischere und belastbarere Daten 
zu den hier zur hier aufgeworfenen Frage beibringen soll. Sie bedanken sich bei den Mitverfasser(inne)n der 
erwähnten Arbeiten und den von ihnen betreuten Studierenden für die Überlassung der Daten für die vorliegende 
Publikation. 
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maximalen Spielraum kantonaler Gestaltung durch, so dass schliesslich nur noch zwei 

schweizweit verbindliche Eckpfeiler für die Organisation der KESB verblieben: 

1. Die Erwachsenenschutzbehörde ist eine Fachbehörde (Art. 440 Abs. 1 ZGB). Damit 

wird verlangt, dass die Behörde ihre Entscheidungen aufgrund fachlicher Kriterien und 

somit unabhängig von politischen Vorgaben fällt. Die – gleichrangige – französische 

Fassung des Gesetzes, die den Terminus der „autorité interdisciplinaire“ verwendet, 

verlangt weiter, dass die Fachlichkeit durch die Herkunft der Behördenmitglieder aus 

verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen bzw. durch die Zugehörigkeit zu 

verschiedenen Professionen sichergestellt wird. In der italienischen Version „autorità 

specializzata“ schliesslich schwingt deutlicher noch als in der deutschen mit, dass die 

Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde nicht mit einer andern identisch sein darf. 

Dadurch wurde insbesondere ausgeschlossen, dass politische Exekutiven weiterhin als 

KESB fungierten8 (Fassbind, 2012; Vogel, 2012). 

2. Sie fällt ihre Entscheide mit mindestens drei Mitgliedern (Art. 440 Abs. 2 ZGB). 

Dadurch wurde zum einen das kollegiale Mehraugenprinzip verankert  und zum andern 

eine minimale Grösse der Behörde sowie implizit auch eine gewisse Grösse des 

Einzugsgebiets verlangt. 

Im Rahmen dieser bundesrechtlichen Vorgaben hat sich eine Vielzahl unterschiedlicher 

kantonaler Organisationsmodelle entwickelt (Emprechtinger et al., 2016; Häfeli, 2013), deren 

Diversität jedenfalls nicht abgenommen hat. Für den vorliegenden Beitrag scheinen folgende 

Unterscheidungsmerkmale von besonderem Interesse zu sein, da sie die relative Position der 

beteiligten Professionen in der Organisation und in ihren Prozessen definieren: 

 Der rechtlich-organisationale Rahmen: in etwa einem Viertel der Kantone ist die KESB 

als Gericht organisiert bzw. in ein Gericht eingegliedert, in der überwiegenden Zahl der 

Kantone hat sie den Status einer Verwaltungseinheit auf kantonaler oder 

(inter-)kommunaler Ebene. 

 Auswahlkriterien für Behördenmitglieder und Präsidium: Zum Teil ist gesetzlich 

vorgeschrieben, dass Sozialarbeitende in der Behörde vertreten sein müssen, zum Teil 

ist die Soziale Arbeit eine von mehreren möglichen Professionen, die zur 

Behördenmitgliedschaft berechtigt sind. Das Präsidium ist in den meisten Kantonen 

                                                 

8 Dies das vor der Revision in der Deutschschweiz dominierende Modell (Häfeli/Voll, 2007). 
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Juristinnen vorbehalten, es gibt jedoch auch Organisationsmodelle, in denen 

Angehörige anderer Professionen das Präsidium übernehmen dürfen. In einzelnen 

Kantonen schliesslich wird auf die Nennung von Disziplinen überhaupt verzichtet. 

 Anstellungsmodus der Behördenmitglieder: Behördenmitglieder können hauptberuflich 

in der KESB angestellt bzw. in die KESB gewählt werden und überwiegend für diese 

tätig sein. Es gibt jedoch auch Modelle, in welchen (einzelne) Behördenmitglieder 

fallabhängig beigezogen werden, diese Tätigkeit im Nebenberuf ausüben und nicht zum 

ständigen Spruchkörper gehören.  

 Zuständigkeit für die Abklärung: Grundsätzlich gilt die Untersuchungs- und 

Offizialmaxime, d.h. dass die Behörde für Abklärungen im Bereich des Kindes- und 

Erwachsenenschutzes zuständig ist (Art. 446 ZGB), diese von Amtes wegen 

vorzunehmen (Abs. 1) und die „notwendigen Beweise“ zu erheben hat (Abs. 2). Sie 

kann Abklärungen auch an „eine geeignete Person oder Stelle“ übertragen (ebda.), 

wobei eine derartige Delegation zwar als „nicht unproblematisch“ gilt (Auer/Marti, 

2012, S. 584), aber vielerorts routinemässig vorgenommen wird. Erfolgt die Abklärung 

innerhalb der KESB, kann unterschieden werden zwischen einem Vorgehen, wo 

Behördenmitglieder selbst (mit oder ohne Unterstützung) die Abklärung vornehmen 

und einem Modell, wo ein eigener Dienst, der aber der KESB organisatorisch unterstellt 

ist, mit Abklärungen beauftragt wird. Werden die Abklärungen nach aussen vergeben, 

stehen dafür überwiegend polyvalente Sozialdienste oder (v.a. im Kindesschutz) 

spezialisierte Abklärungsdienste zur Verfügung. In kleinerer Zahl übernehmen andere 

soziale Beratungsstellen einen Abklärungsauftrag.  

Natürlich dürften auch weitere Merkmale der Behördenorganisation, wie etwa die Grösse einer 

KESB, ihre interne Differenzierung oder die Soziodemographie des Einzugsgebiets, für 

Struktur und Prozesse einer KESB von Bedeutung sein. Und schliesslich scheint auch die 

Geschichte, insbesondere die (Dis-)Kontinuität zur vormaligen Behördenorganisation und ihren 

Schlüsselpersonen, ein Faktor zu sein, der das Gewicht der verschiedenen Professionen 

mitbestimmt (Emprechtinger et al., 2016). 

2.2 Die KESB als neues Arbeitsfeld für die Soziale Arbeit 

Mit der Professionalisierung der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden, verstanden als die 

organisationale Einbindung von Fachpersonen mit bestimmtem professionellem und/oder 

disziplinärem Hintergrund, und der Vorgabe der interdisziplinären Besetzung eröffnete sich ein 
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neues Arbeitsfeld für die Soziale Arbeit. Inhaltlich hatte die Soziale Arbeit schon längere Zeit 

eine wichtige Rolle im Kindes- und Erwachsenenschutz eingenommen und vor allem dort, wo 

mit Laien besetzte Vormundschaftsbehörden die formale Entscheidverantwortung trugen (vor 

allem in kleineren Städten und Gemeinden der Deutschschweiz), de facto die 

Schutzmassnahmen bestimmt. Erst das neue Recht schuf jedoch den organisational-rechtlichen 

Rahmen für die formelle Mitverantwortung der Sozialen Arbeit als Profession in der 

Entscheidfindung und beseitigte damit das auch rechtlich unbefriedigende Auseinanderfallen 

von inhaltlicher und formaler Verantwortung. 

Im Gesetzgebungsprozess schien früh klar gewesen zu sein, dass Fachleute der Sozialen Arbeit 

neben Juristinnen eine wichtige Funktion einnehmen sollte (Bundesamt für Justiz, 1995; 

Bundesamt für Justiz, 1998). Das ZGB enthält zwar keine Bestimmungen darüber, welche 

Disziplinen in der Behörde vertreten sein müssen, die Konferenz der kantonalen 

Vormundschaftsbehörden (VBK), die sich im Anschluss an die Revision per 2010 in Konferenz 

für Kindes- und Erwachsenenschutz (KOKES) umbenannte, hatte jedoch sehr früh die Soziale 

Arbeit als eine der Kernprofessionen in den neu zu schaffenden Behörden positioniert 

(Vogel/Wider, 2010). Bis zum Inkrafttreten des Gesetzes 2013 blieb aber weitgehend 

unbestimmt, welche Rolle Sozialarbeitende als Behördenmitglieder konkret zu spielen hätten. 

Die Bemühungen von VBK/KOKES gingen vor allem dahin, die Ressourcen festzulegen, die 

nötig sein würden, um die neuen Aufgaben erfüllen zu können. Ein Dokument zu den dafür 

erforderlichen Fachkompetenzen der künftigen Behörde (Konferenz der kantonalen 

Vormundschaftsbehörden (VBK), 2008) enthielt zwar disziplinäre/professionelle 

Zuschreibungen zu den verschiedenen Aufgaben, blieb jedoch diffus in der näheren 

Beschreibung der geforderten Kompetenzen. Auch die kantonalen Ausführungsgesetze 

enthalten oftmals Bestimmungen darüber, welche Disziplinen in den KESB vertreten sein 

müssen und teilen ihnen zum Teil auch bestimmte Aufgaben zu (Leitungsperson muss Juristin 

sein, Soziale Arbeit und Recht muss zwingend vertreten sein, Verfahren wird ausschliesslich 

von Juristen instruiert etc.) – wie die geforderten Fachkompetenzen verknüpft werden sollen, 

bleibt jedoch auch hier oft unterbestimmt. Somit blieb es weitgehend den neuen Behörden 

überlassen, die entsprechende Rollenklärung vorzunehmen, neben den laufenden Aufgaben in 

der Fallbearbeitung und der Übernahme der bereits bestehenden Dossiers ins neue Recht. 

Berufsgruppenspezifische Vorbereitungen fanden in sehr unterschiedlichem Umfang statt. 

Während Juristinnen – wie üblich vor Inkrafttreten grösserer Revisionen – zahlreiche 
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Kommentare und Einführungen zum neuen Erwachsenenschutzrecht verfassten (vgl. Büchler 

et al., 2012; Fassbind, 2012; Geiser/Reusser, 2012; Hausheer/Aebi-Müller/Geiser, 2010; Rosch, 

2011) und somit „ihrer“ Disziplin ein wichtiges Werkzeug zur Ausübung ihrer Tätigkeit der 

Rechtsinterpretation in der konkreten Fallarbeit mitgaben, passierte innerhalb der Sozialen 

Arbeit wenig kollektiv gedachte Vorbereitung.9 Die von der KOKES in Zusammenarbeit mit 

Fachhochschulen für Soziale Arbeit durchgeführten Einführungskurse bezogen sich 

schwergewichtig auf die rechtliche – als die als neu zu betrachtende – Dimension des 

Erwachsenen- und Kindesschutzes. Diese prägte dann auch die Anfangszeit der meisten KESB 

und liess noch wenig Raum für Fragen der Interdisziplinarität.  Das neue Arbeitsfeld musste 

also in Bezug auf den Beitrag der eigenen Disziplin individuell erschlossen werden. Dies gilt 

wohl für alle nicht-juristischen Professionellen10, die 2013 ihre Tätigkeit in der KESB 

aufnahmen. Dabei war ein Bogen zu schlagen zwischen der professionellen Profilierung in der 

interdisziplinär besetzten Behörde und einer organisationalen Verortung als Behördenmitglied 

KESB in Abgrenzung nach aussen.  

Schliesslich ging die Eröffnung dieses neuen Arbeitsfeldes für die Soziale Arbeit nicht nur mit 

einem Prozess der interdisziplinären Aushandlung um Kompetenzansprüche einher, sondern 

bedeutet für das sozialarbeiterische Handeln einen Bruch mit bisherigen „typischen“ 

Handlungsmodi. Während Soziale Arbeit traditionellerweise prozesshaft arbeitet, die 

Etablierung eines tragfähigen Arbeitsbündnisses eine zentrale Stelle einnimmt und 

Perspektiven offengehalten werden, ist der Kern der Tätigkeit in der KESB, Entscheide zu 

treffen, die zumindest vorläufig Gültigkeit haben und die Grundlage bilden für die 

psychosoziale Arbeit weiterer Fachpersonen. Kompetenzen und Wissen sind daher so zu 

etikettieren, dass sie der Aufgabe in der KESB entsprechen und der Sozialen Arbeit eine 

Legitimation für ihre Rolle darin geben. 

                                                 

9 Auch die von der KOKES herausgegebene „Praxisanleitung Erwachsenenschutzrecht“ (Affolter et al., 2012) ist 
in erster Linie eine von Juristen verfasste Erläuterung des neuen Rechts mit Mustern für rechtlich korrekte 
Verfügungen. Das deklariert interdisziplinäre „Handbuch Kindes- und Erwachsenenschutz. Recht und Methodik 
für Fachleute“ (Rosch/Fountoulakis/Heck, 2016) erschien dagegen erst 2016. 
10 Diese Annahme scheint schon deshalb legitim, weil die andern, hier nicht thematisierten nicht-juristischen 
Professionen (Psychologie, Medizin usw.) zahlenmässig deutlich schwächer in den Behörden vertreten sind als 
die Soziale Arbeit (Rieder et al., 2016, S. 40). 
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3. Profilierungen der Sozialen Arbeit in unterschiedlichen Zusammenarbeitsmodellen  

Die Vielfalt an Modellen der Behördenorganisation widerspiegelt sich in den Modi der 

interdisziplinären bzw. interprofessionellen Zusammenarbeit, auch wenn Behörden unter sehr 

ähnlichen strukturellen Voraussetzungen durchaus verschiedene Formen der Zusammenarbeit 

entwickeln.11 Zur Illustration werden im Folgenden zwei unterschiedliche 

Organisationsmodelle kontrastiert: ein Gericht und eine Verwaltungsbehörde. Für jedes Modell 

wird ein Beispiel gewählt, das die durch die Struktur tendenziell vorgegebene Ausgestaltung 

der Zusammenarbeit besonders stark sichtbar werden lässt: Im einen Fall handelt es sich um 

ein Gericht mit strukturell vorgegebener Arbeitsteilung, bei der die verschiedenen disziplinären 

Wissensbestände erst in der formellen Verhandlung über den Entscheid verknüpft werden. Im 

andern Fall wird anhand mehrerer Fälle ein Typ Verwaltungsbehörde beschrieben, welcher den 

transdisziplinären Zug besonders stark ausgebildet hat, wo also Wissensbestände 

ineinanderfliessen und in dieser Form die Arbeitsgrundlage jedes Behördenmitglieds darstellen. 

Anzumerken ist, dass Gerichts- wie Verwaltungsbehörden jeweils bezüglich der hier 

interessierenden Strukturmerkmale und der Ausprägungen von Inter- und Transdisziplinarität 

variieren. 

3.1 Zwei Behördentypen zwischen Inter- und Transdisziplinarität 

Der interdisziplinäre Behördentyp – Gericht mit Beisitzenden 

Für den ersten Behördentyp steht ein Gerichtsmodell mit Beisitzenden, das für eine stark 

ausgeprägte interdisziplinäre Zusammenarbeit steht. Strukturell werden den verschiedenen 

involvierten professionellen Personen unterschiedliche Positionen zugewiesen, die zudem 

unterschiedlichen Status geniessen. Juristinnen sind als verfahrensleitende Berufsrichterinnen 

oder als Schreiber im unterstützenden Rechtsdienst fest am Gericht angestellt und widmen sich 

hauptamtlich der Rechtsprechung im Kindes- und Erwachsenenschutz. Neben dem 

Rechtsdienst sind den Berufsrichterinnen auch noch administrative Fachkräfte unterstellt. Die 

Richter sind aber die einzigen Juristen in der Organisation, die berechtigt sind, formell an 

Entscheiden im gesetzlich verlangten Dreiergremium teilzunehmen. Die beiden anderen 

Mitglieder des Spruchkörpers werden als nebenamtliche Beisitzende auf Honorarbasis 

                                                 

11 Wie sich die interdisziplinäre Zusammenarbeit gestaltet, hängt nicht nur von der formalen Struktur ab, sondern 
auch davon, wie die beteiligten Akteure diesen Begriff deuten und wie sie die konkreten Bedingungen der 
Zusammenarbeit im gegebenen Rahmen auszuhandeln und mitzugestalten suchen. 
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beigezogen. Sie rekrutieren sich aus einem Pool von Psychiatern/Medizinerinnen, Psychologen, 

Sozialarbeiterinnen „oder andern Fachleuten des Sozialbereichs“ sowie Angehöriger von 

Betroffenenorganisation, dessen Umfang und Zusammensetzung reglementarisch festgelegt 

und dessen Mitglieder für eine mehrjährige Amtszeit von der Kantonsregierung ernannt 

werden. Die Auswahl aus dem Pool wird durch den Berufsrichter vorgenommen. Aus 

pragmatischen Gründen (v.a. der Disponibilität) werden Beisitzende im Allgemeinen nicht 

fall-, sondern „sessionsbezogen“, d.h. für einen fixen Halbtag pro Woche, eingeladen.  

In allen Fällen haben die Berufsrichterinnen die Verfahrensleitung inne. Sie nehmen eine 

Ersteinschätzung vor und beauftragen den internen Rechtsdienst mit Abklärungen oder externe 

Gutachter mit Expertisen. Sobald die als nötig erachteten Informationen zusammengetragen 

sind, wird die Anhörung der betroffenen Person organisiert. Dazu werden die betroffene Person 

selbst, eventuelle Auskunftspersonen und zwei Beisitzende eingeladen. Die Beisitzenden 

können einige Tage vor der gemeinsamen Anhörung im Dreiergremium das Dossier einsehen. 

An der Anhörung können alle drei Gremiumsmitglieder gleichermassen Fragen stellen. 

Anschliessend zieht sich das Gremium zur Beratung zurück. Bei Bedarf können noch weitere 

Abklärungen und Gutachten in Auftrag gegeben werden. Andernfalls wird der Entscheid gefällt 

und, wenn möglich, der Person direkt mitgeteilt. Schriftlich zugestellt wird er nach 

Ausfertigung durch den unterstützenden Rechtsdienst in jedem Fall. Die anderen Professionen 

sind in die schriftliche Ausfertigung des Entscheids nicht mehr involviert.  

Der transdisziplinäre Behördentyp – eine Verwaltungsbehörde 

Der zweite Typ findet sich in verschiedenen Verwaltungsbehörden mit statusmässig 

gleichberechtigten Behördenmitgliedern. Transdisziplinarität bedeutet hier „jeder macht alles“. 

Es werden folglich sowohl auf struktureller Ebene als auch verfahrensbezogen keine 

Unterschiede aufgrund des disziplinären Hintergrunds gemacht. Auf ihre Funktion bezogen 

haben alle Behördenmitglieder denselben Status.12  

Im Verfahren hat jeweils ein Behördenmitglied die Fallführung von der Gefährdungsmeldung 

bis zur Fertigstellung des Entscheids inne, unabhängig von der ursprünglichen disziplinären 

Zugehörigkeit. Dies bedeutet, dass jedes Behördenmitglied für die ihm zugeteilten Fälle die 

                                                 

12 Nicht berücksichtig sind bei dieser Feststellung mögliche Unterschiede in der Lohnklasse aufgrund 
unterschiedlicher Niveaus des Abschlussdiploms und Unterschiede aufgrund einer Leitungsfunktion.  
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Verfahrensleitung übernimmt, eventuell Erstabklärungen macht, die nötigen Abklärungen und 

Gutachten in Auftrag gibt, das rechtliche Gehör gewährt und schliesslich den Entscheid 

vorbereitet. Trotz transdisziplinärer Arbeitsweise gibt es verschiedene Gefässe des 

interdisziplinären Austausches, welche die Entwicklung einer transdisziplinären Arbeitsweise 

fördern. Ein Fall kann je nach individuellem Bedarf informell mit einzelnen Kolleginnen des 

eigenen oder eines fremden Fachs besprochen werden oder formell in für die Fallbesprechung 

vorgesehenen Sitzungsgefässen. Ist der Entscheid reif für einen Beschluss, wird er dem 

interdisziplinären Dreiergremium unterbreitet. Disziplinäre Grenzen werden somit nach aussen 

dort sichtbar, wo es formell notwendig ist, bei der Besetzung des entscheidfällenden 

Dreiergremiums. Intern dient eine disziplinäre Unterscheidung als gegenseitiges Korrektiv, das 

gemeinsames Lernen im Hinblick auf eine optimale Erfüllung der Rolle als transdisziplinär 

handelndes Behördenmitglied ermöglicht. 

3.2 Handlungsräume der Sozialen Arbeit 

Im neuen Arbeitsfeld der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden mussten – und müssen - 

die Kräfteverhältnisse der unterschiedlichen Beteiligten erst ausgehandelt und geordnet 

werden. Beim Start hatten Sozialarbeitende vielfach gute Ausgangsbedingungen, in diesem 

Feld  Kompetenzen zu beanspruchen, da viele von ihnen beim Wechsel in die KESB bereits 

über Erfahrungen im Kindes- und Erwachsenenschutz verfügten, z.B. als 

Vormundschaftssekretärin, als Berufsbeiständin oder als Mitarbeiter in der Psychiatrie und 

anderen stationären Einrichtungen. Stärker als durch die mitgebrachten Erfahrungen und das 

Feldwissen dürften die Handlungsräume der Sozialarbeitenden jedoch durch die jeweiligen 

Rahmenbedingungen in den neuen Behörden gestaltet sein.  

Im gerichtlich-interdisziplinären Behördentyp unterliegt der Beizug der Beisitzenden starken 

zeitlichen und sachlichen Begrenzungen: sachlich, indem die Natur des Falls die Auswahl unter 

den Fächern bestimmt, und zeitlich, indem der Einbezug auf die Anhörung und die 

anschliessende Entscheidfindung beschränkt ist. Beisitzende haben also (nur) die Möglichkeit, 

im Moment der Anhörung fachlich relevante Fragen zu stellen und in den unmittelbar 

darauffolgenden Entscheidungsprozess mit den anderen Behördenmitgliedern eigene fachliche 

Einschätzungen und spezifisches sozialarbeiterisches Wissen einzubringen. Sozialarbeitende 

stellen in diesem Sinne eine Ergänzung zum juristischen Wissen dar. Ein Berufsrichter 

formuliert den Beitrag, den die Vertreterin der Sozialen Arbeit leistet, denn auch 

folgendermassen: „Für die KESB sind die Selbstbestimmung der Person und die 
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Verhältnismässigkeit des Entscheids sehr wichtig. Die Beisitzerin aus der Sozialen Arbeit spielt 

dabei eine wichtige Rolle, da sie Kenntnisse hat, die es ermöglichen, die Verhältnismässigkeit 

einzuhalten und auf eine Beistandschaft zu verzichten“ (K113). Das Wissen der Beisitzenden 

wird somit als Fachexpertise beigezogen, die es dem Richter ermöglicht, die 

Verhältnismässigkeit richtig einzuschätzen. Der Beisitzerin aus der Sozialen Arbeit wird also 

das Monopol auf Fachwissen aus diesem Bereich zugestanden, während der Jurist als Richter 

die Fäden im Verfahren in der Hand hält und für die juristische Korrektheit des Verfahrens 

zuständig ist. Dass sie nur punktuell in das Verfahren involviert ist, wird von der 

Sozialarbeiterin nicht als hierarchische Unterstellung wahrgenommen. Diese existiert im 

Moment der Urteilsfindung de jure auch nicht. Die Beisitzerin gibt an, dass sie in der Anhörung 

Fragen stelle, wie sie es für richtig halte, ohne sich vorher mit dem Präsidenten absprechen zu 

müssen (K1). Die Zusammenarbeit wird so als ein gleichberechtigtes Nebeneinander der 

Disziplinen beschrieben, wo jede sich mit ihren Kompetenzen einbringen kann, bevor die 

Wissensbestände im gemeinsamen Entscheid zusammengeführt werden. Entsprechend wird die 

scharfe Abgrenzung der fachlichen Zuständigkeit positiv gefasst im Hinblick darauf, dass die 

jeweils eigene Domäne von den anderen nicht angegriffen oder beansprucht würde. Dies drückt 

diese Sozialarbeiterin auch aus, indem sie darauf verweist, dass jede darauf achten müsse, in 

ihrer Disziplin zu bleiben, da man genau dafür die Expertise und Erfahrung habe und es wichtig 

sei, die anderen in ihrer Professionalität zu respektieren (K1). Es wird aber nicht in Frage 

gestellt, dass der Einbezug sozialarbeiterischen (oder auch anderen) Fachwissens bereits zu 

einem früheren Zeitpunkt des Verfahrens sinnvoll sein könnte oder dass der gesamte Prozess 

interdisziplinär gestaltet sein sollte und nicht nur der Moment der Anhörung und Entscheidung. 

Wenn der Handlungsraum im interdisziplinären Typ also auf das als spezifisch fachlich 

Angesehene beschränkt ist, so ist er im transdisziplinären Behördentyp ungleich grösser. Er 

umfasst sachlich sowohl das eigene Fachwissen als auch das notwendige Know-how aus den 

anderen Disziplinen und ist auch zeitlich, im Fallverlauf, nicht begrenzt. Unterbrüche in der 

direkten Involviertheit finden dann statt, wenn die Fachexpertise über Abklärungsaufträge von 

ausserhalb der KESB eingeholt wird. Die Managementfunktion als fallführendes 

Behördenmitglied bleibt jedoch während des gesamten Verfahrens bestehen. Im Gegensatz zum 

Gerichtsmodell gibt es auch keine Unterschiede der Handlungsräume der Angehörigen 

                                                 

13 K1–K4 verweisen auf die Kontexte, in denen die betreffenden Aussagen gewonnen wurden, K1 bezieht sich auf 
den gerichtlichen Typ, K2–K4 auf Verwaltungsstrukturen aus drei verschiedenen Kantonen. 
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verschiedener Professionen. „Jedes KESB-Mitglied übernimmt, unabhängig von der 

Berufsgruppe, Verfahrensleitungen und deckt somit nicht nur die Inhalte der eigenen 

Profession ab“ (K2) kann als Selbstbeschreibung für diesen Organisationstyp beispielhaft 

angeführt werden. In diesem Sinn sind die Erwartungen des Präsidenten einer so geführten 

KESB folgendermassen zusammengefasst: „Wertvoll sind Sozialarbeiter mit juristischer 

Kompetenz und Juristen mit sozialarbeiterischer Kompetenz.“ (K3). Dies kann ergänzt werden 

mit der Frage einer Gesprächspartnerin, ob die Interdisziplinarität in der Behörde überhaupt der 

richtige Ansatz sei oder nicht vielmehr jedes Behördenmitglied interdisziplinär sein müsse 

durch Zusatzausbildungen (K3), was ebenso darauf hin deutet, dass jede Professionelle über 

die nötigen Kompetenzen und das nötige Wissen aus allen relevanten Disziplinen verfügen 

sollte. Die mit dem neuen Erwachsenenschutzrecht einhergehende Professionalisierung der 

Behörden brachte zunächst eine starke Fokussierung auf formaljuristische Korrektheit mit sich. 

Ein Jurist akzentuiert die Bedeutung des Rechts für die Behörde: „Die KESB arbeitet 

grösstenteils juristisch, da Gesetze angewendet werden. Zwingend müssen sich alle 

Sozialarbeitenden mit dem Recht auseinandersetzen und Beschlüsse verfassen“ (K4). Diese 

von aussen (dem gesetzlichen Auftrag) und von Juristinnen gesetzte inhaltliche 

Hierarchisierung der korrekten Rechtsauslegung über fachliche Kompetenzen der anderen 

Professionen scheint von Sozialarbeitenden zum Teil übernommen worden zu sein. Es ist zu 

vermuten, dass das Bemühen, den juristischen Anforderungen der Rechtsprechung gerecht zu 

werden, anfangs häufig die eigene Fachlichkeit in der Tätigkeit als Behördenmitglied überlagert 

hat. Gleichzeitig kommen die Gesprächspartner auch bei diesem Zusammenarbeitstyp nicht 

umhin, Grenzziehungen zwischen den Professionen vorzunehmen. Ein Gesprächspartner aus 

einer KESB-Leitung meint dazu neutral, „dass die Juristen das Formale fokussieren, die 

Mitarbeitenden der Sozialen Arbeit das Soziale“ (K4). Andere Abgrenzungsversuche 

implizieren hingegen ein konkurrenzartiges Hervorheben der eigenen – richtigen – 

Vorgehensweise. So zum Beispiel, wenn eine Juristin anmerkt, dass „andere Disziplinen nicht 

im Legalitätsprinzip denken und sich auch um Fälle kümmern möchten, bei denen es eigentlich 

keine rechtliche Grundlage bei der KESB gibt“ (K3). Spiegelbildlich dazu steht die Aussage 

eines Sozialarbeiters, der sich von den Juristinnen mit dem Anspruch abgrenzt, „dass 

Professionelle der Sozialen Arbeit bei einer Abklärung das gesamte Umfeld miteinbeziehen und 

nicht lediglich den Sachverhalt klären“ würden (K4). Sowohl die interviewten Sozialarbeiter 

als auch die befragten Juristinnen begründen mit solchen Statements, warum ihre 

Herangehensweise die passende sei und versuchen so, den Platzanspruch ihrer Profession in 

der Behörde zu untermauern. Fehlende oder jedenfalls unscharfe rechtliche und organisationale 
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Vorgaben zur Arbeitsteilung zwischen den einzelnen Professionen bewirken, dass die konkret 

involvierten Personen selbst verhandeln (müssen), wie sich die Zusammenarbeit gestaltet. 

Wenn Transdisziplinarität bedeutet, dass verschiedene disziplinäre Bereiche, metaphorisch 

gesprochen, miteinander verschmelzen, dann heisst das, dass die Grenzen unscharf sind; 

disziplinäre Kompetenzansprüche sind daher keine Selbstverständlichkeit, sondern müssen 

immer wieder individuell neu erhoben und begründet – oder im Gegenzug zurückgewiesen – 

werden. Da der disziplinäre Hintergrund eines Professionellen nicht mehr quasi-automatisch 

zur Geltung kommt, müssen Grenzziehungen individuell und im Einzelfall vorgenommen 

werden. Vor allem Sozialarbeitende scheinen dabei vorzugsweise auf individuelle 

berufsbiografische Erfahrungen und damit verbundene Wissensgewinne zu verweisen.   

3.3 Wissen als Kernelement professioneller Profilierung 

Sieht man mit Abbott das spezifische Wissen einer Profession als eine unerlässliche Grundlage 

für die Durchsetzung von Kompetenzansprüchen gegenüber anderen Professionen, so stellt sich 

die Frage, welches Wissen die Professionen im Behördenalltag zur Geltung bringen, und zwar 

in einem doppelten Sinne: als Wissen, das zur Begründung von Handlungen in Anschlag 

gebracht wird, und als Wissen, das von den verschiedenen Adressaten – andere Professionelle 

und Klienten – als plausibel akzeptiert wird. Da die Wissensbestände und die 

Wissensverwendung nicht im Fokus der hier referierten Forschungsprojekte waren, kann der 

Anspruch lediglich der sein, anhand einzelner Beispiele aus dem Datenmaterial Überlegungen 

generellerer Natur anzustellen. 

Die weiter oben zitierte Feststellung einer leitenden Person, Juristinnen würden das Formale in 

den Blick nehmen und Sozialarbeitende das Soziale, führt unweigerlich zur Frage, was dieses 

Soziale sei und wie belastbar es für die Positionierung der Sozialen Arbeit in der 

interdisziplinären Auseinandersetzung ist. Der unbestimmte Begriff des Sozialen, der sich 

zunächst nicht auf eine bestimmte Berufsgruppe reduzieren lässt, sondern von allen beansprucht 

werden kann, die sich mit Menschen auseinandersetzen, wäre auszufüllen mit Inhalten, die auf 

spezifische Kompetenzen und Wissensbestände der Sozialen Arbeit hinweisen und somit zur 

Verteidigung von Ansprüchen herangezogen werden können.  In den juristisch gerahmten 

Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden, in welchen Sozialarbeitende ihre Leistung in die 

Logik eines fachfremden Feldes einordnen müssen, ist eine kommunizierbare und von aussen 

verstehbare Definition des Kernbereichs unabdingbar, um in der Zusammenarbeit 

gleichberechtigt bestehen zu können und nicht untergeordnet zu werden.  
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Die in den Studien unsystematisch festgestellten Wissensbestände setzen sich aus 

verschiedenen Wissensformen zusammen. Auffallend ist, dass oftmals die Erfahrung im 

vormaligen Vormundschaftssystem als Beistand oder Behördensekretärin hervorgehoben wird. 

Ein derartiger Rekurs auf Erfahrung erfolgt nicht nur in der Selbstzuschreibung von 

Sozialarbeitenden, sondern entspricht auch dem Fremdbild, das sich Nicht-Sozialarbeitende 

von ihren Kolleginnen oder Mitarbeitern aus der Sozialen Arbeit machen. Die solcherart 

zugeschriebene Erfahrung soll dabei nicht nur in einer gewissen Vertrautheit mit dem 

Rechtsbereich (auch wenn er nun revidiert ist) kondensieren, sondern auch in Kenntnisse der 

(lokalen) sozialen Landschaft14 und dem Bewusstsein der Möglichkeiten und Grenzen einer 

Beistandschaft. Sozialarbeitende selbst formulieren weitere Kompetenzen, die sie einbringen 

könnten und würden, zeigen sich gleichzeitig aber auch frustriert darüber, dass diese von aussen 

zu wenig wahrgenommen würden. Dazu gehörten insbesondere eine ganzheitliche Sicht auf 

den betroffenen Menschen und sein Umfeld (u.a. K4) oder ein nicht näher definiertes 

„methodisches Repertoire“ (K3). Jüngere, noch nicht abgeschlossene Forschungsarbeiten der 

Autoren weisen darauf hin, dass es unter anderem die Gesprächsführungskompetenz ist, welche 

sowohl von den Sozialarbeitenden selbst als auch von anderen Professionen als spezifischer 

Beitrag der Sozialen Arbeit in konfliktiven Situationen gesehen wird.  

Die einander hier gegenüber gestellten interdisziplinären Organisationsmodelle konditionieren 

die Aushandlungsprozesse über die jeweiligen Wissensbestände unterschiedlich. Im 

interdisziplinären Gerichtsmodell sind von der Organisation her die Grenzen zwischen den 

Professionen so klar gesetzt, dass es im Grunde zu keinen „Jurisdiktionskämpfen“ kommen 

muss bzw. kann. „Das Soziale“ wird hier als Sachwissen gefasst und mit guten Kenntnissen 

der sozialen Landschaft, d.h. des Angebots der sozialen Institutionen und möglicher 

Betreuungsformen als Alternative zu einer Beistandschaft verbunden. Ebenso kann vermutet 

werden, dass die fachliche Einschätzung zur Situation und der Prognose eines Falles, gestützt 

auf Erfahrungswerte aus der Praxis, eine wichtige Rolle einnehmen. Der höhere Status der 

Berufsrichter innerhalb der Behörde versetzt diese in die Position, darüber urteilen zu können, 

wie nützlich sie das Wissen der beigezogenen Beisitzenden einschätzen, was umgekehrt nicht 

möglich scheint. Deshalb ist zu vermuten, dass es (primär) von der Berufsrichterin abhängt, wie 

                                                 

14 So wird z.B. erwartet, Sozialarbeitende könnten gefragt werden, welche stationäre Einrichtung sie in einem 
bestimmten Fall als geeignet empfehlen würden. 
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die Kooperation gelingt. Die jeweiligen Kompetenzbereiche sind jedoch strukturell festgelegt 

und stehen nicht zur Diskussion.  

Die transdisziplinären Behörden hingegen waren und sind – gerade in den ersten Jahren, 

vermutlich aber zum Teil immer noch – Arenen der interdisziplinären Konkurrenz. Im 

skizzierten machttheoretischen Verständnis müsste das Wissen eine zentrale Rolle spielen bei 

der Inanspruchnahme und Verteidigung von Kompetenzbereichen. Mit Blick auf die Juristinnen 

und Sozialarbeitenden als die beiden Kernprofessionen in den KESB deutet sich im 

vorliegenden Material eine Asymmetrie an: Juristische Professionelle messen der korrekten 

Umsetzung des Rechts zentrale Bedeutung bei, Sicherheit in der juristischen Sprache und in der 

Anwendung einer juristischen Prozesslogik – im Sinne der Klärung der Zuständigkeit, der 

Sachverhaltsabklärung und der Subsumtion – gilt ihnen als Qualitätsmerkmal. Oft wird auch 

die Beurteilung der Verhältnismässigkeit nach juristischen Massstäben in diese Reihe gestellt.  

Während Juristinnen so im Allgemeinen auf einen klar benennbaren und auch von aussen 

anerkannten Kern professioneller Kompetenzen Bezug nehmen, heben Sozialarbeitende eher 

die eigene Erfahrung hervor und beziehen sich auf individuell gewählte Teilaspekte eines 

vielfältigen, eher diffusen Ganzen der Sozialen Arbeit. Damit besteht weder für die 

Sozialarbeitenden selber und noch weniger für Professionelle anderen disziplinären 

Hintergrunds ein explizit benennbarer Kern professioneller sozialarbeiterischer Kompetenzen, 

der dargestellt, verteidigt und vermittelt werden könnte. 

In der Folge erscheint es – auf den ersten Blick zumindest – logisch, dass zwar Sozialarbeitende 

unter der – durchaus auch von ihnen geteilten – Erwartung stehen, sich juristisches Wissen 

anzueignen, es aber umgekehrt weniger klar zu sein scheint, welches sozialarbeitsspezifische 

Wissen sich Juristinnen über den gesunden Menschenverstand und allgemein gefasste soziale 

Kompetenzen hinaus zu eigen machen müssten, um den Anforderungen eines kompetenten 

Behördenmitglieds zu entsprechen. Offensichtlich sind die Plausibilitäten im Prozess der 

Aushandlung des gemeinsamen transdisziplinären Wissenskorpus ungleich verteilt.  

3.4 Profilierungsmöglichkeiten der Sozialen Arbeit  

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche Herausforderungen und Chancen für die 

Soziale Arbeit mit welchem Modell verbunden sind und welche Möglichkeiten der 

professionellen Profilierung sich jeweils bieten. Diese Überlegungen werden in Kontinuität 

zum bisherigen Bezug auf die beiden deutlich voneinander abgrenzbaren oben skizzierten 

Organisationsmodelle angestellt.  
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Das interdisziplinäre Gerichtsmodell bietet den involvierten Sozialarbeitenden die Möglichkeit 

der fachlichen Profilierung der Sozialen Arbeit als Disziplin. Obwohl der Status der 

Beisitzenden punktuell begrenzt und damit prekärer ist als jener der strukturell fest verankerten 

Berufsrichterinnen, scheint die inhaltliche Deutungshoheit über ihren eigenen Bereich nicht in 

Frage gestellt. Die jeweiligen Kompetenzen der einzelnen Fachpersonen werden anerkannt – 

zumindest gegenüber den Interviewern als Aussenstehende – und weder in Frage gestellt noch 

selber beansprucht. Das Respektieren der disziplinären Grenzen wird dabei als Maxime des 

reibungslosen Zusammenarbeitens hochgehalten. Durch die bloss punktuelle Einbindung in das 

Verfahren wird es den Beisitzenden aber erschwert oder sogar verunmöglicht, sich in den 

grösseren Kontext der Organisation einzubringen. Inhaltliche Diskussionen darüber, wie mit 

Gefährdungsmeldungen umgegangen wird oder ob während des Verfahrens parallel prozesshaft 

auf Alternativen zu einer Beistandschaft hingewirkt wird, werden schwerlich stattfinden 

(können). Ein Jurisdiktionskampf wird sich unter diesen Bedingungen kaum entzünden, die 

Anerkennung der Gerichtsorganisation und damit der Leitprofession „Recht“ ist für die 

mitwirkenden Beisitzer Voraussetzung ihrer Tätigkeit. Soziale Arbeit und ebenso die andern 

Professionsgruppen sind in diesem Setting in jeder Hinsicht untergeordnete oder heteronome 

Berufsgruppen (Abbott, 1988, S. 125 ff.; Scott, 1964) 

Das transdisziplinäre Verwaltungsmodell hingegen bietet der Sozialen Arbeit stärkere 

Mitwirkungsmöglichkeiten in der Behörde. Da Sozialarbeitende den gleichen Status wie 

Juristen haben, steht ihnen grundsätzlich die Möglichkeit offen, sich gleich intensiv und mit 

den gleichen Ansprüchen einzubringen. Trotz oder gerade wegen der organisationalen 

Gleichstellung der Professionen scheinen jedoch Jurisdiktionskämpfe vor allem zwischen 

Recht und Sozialer Arbeit darüber stattzufinden, welche professionellen Kompetenzen relevant 

seien für die Erfüllung der Aufgabe als Behördenmitglied. Für Sozialarbeitende kann es dabei 

um zweierlei gehen:  um die Verteidigung des formalen Erfordernisses, dass Sozialarbeitende 

in der KESB vertreten sein müssen, aber auch um den Beweis der Fähigkeiten als 

transdisziplinäres Behördenmitglied, das sich die notwendigen Kompetenzen aus anderen 

Fachbereichen aneignen kann. Während der zweite Aspekt als eine Frage der individuellen 

Fähigkeiten und Interessen verstanden werden kann, steht beim ersten Punkt die professionelle 

Identität bzw. die Identifikation mit der Profession im Vordergrund.  

In den untersuchten Organisationsmodellen kommt noch ein weiterer Faktor dazu, der die 

Positionierung der Sozialarbeitenden in der KESB herausfordert. Die Fachdienste ausserhalb 

der KESB, welche sozialarbeiterische Expertise für den Entscheidungsprozess der Behörde zur 
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Verfügung stellen, können inhaltlich in Konkurrenz zu den Sozialarbeitenden in der Behörde 

stehen. Im interdisziplinären Gerichtsmodell scheint dies weniger der Fall zu sein. 

Sozialarbeiterische Expertise wurde schon vor Inkrafttreten des neuen Rechts auf gleicher 

Ebene wie medizinische oder anderweitige Expertise eingeholt. Die neu im Entscheidgremium 

vertretene Sozialarbeiterin scheint dazu nicht in Konkurrenz zu stehen. Im transdisziplinären 

Modell konnte an verschiedenen Orten beobachtet werden, dass die Sozialarbeitenden in der 

KESB nicht nur intern ihre Position finden mussten, sondern auch gegenüber den 

Fachkolleginnen in den Sozialdiensten. Dies betrifft sowohl die Beziehungen nach innen als 

auch jene zu den Fachkollegen „auf der anderen Seite“. Die Notwendigkeit der Sozialen Arbeit 

in der KESB wurde in einem Interview von einer leitenden Juristin implizit in Frage gestellt 

durch den Hinweis, dass die sozialarbeiterische Perspektive über die Abklärungsaufträge 

ebenfalls vom externen Sozialdienst abgedeckt werde.  

Sozialarbeitende ausserhalb der KESB schätzen die Verhältnisse unterschiedlich ein. Zum 

einen werden Sozialarbeitende in der KESB als unterstützend erlebt, da sie das Geschäft der 

Mandatsführung verstehen und besser auf die Gegebenheiten eingehen können. 

„Da die KESB-Mitglieder, die für Erwachsenenschutzfälle zuständig sind, nicht aus 

dem Fachbereich Recht sind, kommt das Juristische nicht so durch. Dies ist jedoch 

mit den Fachmitarbeitenden, die aus dem Fachbereich Recht sind, anders. 

Teilweise fehlen hier die Kenntnisse, wie mit einer betroffenen Person gearbeitet 

werden könnte. Da die KESB-Mitglieder vor ihrer jetzigen Tätigkeit Mandate 

führten, gestaltet sich die Zusammenarbeit anders als mit Juristen, die noch nie 

Mandate geführt haben.“ (K4) 

Zum anderen konnten aber auch Tendenzen der Dequalifizierung sozialarbeiterischer 

Kompetenz in der KESB wahrgenommen werden. Zwei Taktiken konnten dabei beobachtet 

werden. Die eine besteht darin, Sozialarbeitenden in der KESB abzusprechen noch „richtige“ 

Sozialarbeit zu leisten. Die Distanz zum Klienten wird ins Feld geführt oder die zu starke 

juristische Prägung, die auch Nicht-Juristinnen in der KESB an den Tag legen würden. Die 

zweite Taktik besteht im unsichtbar Machen der Sozialen Arbeit in der KESB, wie die folgende 

Aussage beispielhaft verdeutlicht, wo Soziale Arbeit als Gegenstück zur Behörde positioniert 

wird:  
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„Der Sozialdienst ist nahe an der Praxis, die KESB ist weit weg von der Klientel. 

Es besteht ein Spannungsfeld zwischen der Sozialarbeit im Terrain und den Juristen 

in der Behörde.“ (K3) 

Insgesamt scheinen durch die Neuordnung der Zuständigkeiten im Kindes- und 

Erwachsenenschutz organisationale Findungsprozesse – zumindest in der Anfangszeit – im 

Vordergrund zu stehen, welche professionelle Zugehörigkeiten in den Hintergrund treten 

liessen. Die organisationale Arbeitsteilung in die juristisch-rechtsprechende KESB und die 

sozialarbeiterisch-prozesshaft arbeitende Beistandschaft, kann unter diesen Umständen zu einer 

Verstärkung des Legitimationsdrucks auf Sozialarbeitende in der KESB führen.  

4. Identität zwischen Profession und Organisation 

Strategien der Profilierung und Positionierung der Sozialen Arbeit in den KESB als neuem 

Arbeitsfeld sind, wie die oben angeführten Beobachtungen deutlich gemacht haben sollten, auf 

vielfache Weise mit Fragen der professionellen Identität verbunden. Abschliessend, im Blick 

auf künftige Forschung, seien zwei Identitätsaspekte hervorgehoben, die ihrerseits nochmals je 

in zwei Richtungen zu entfalten sind: 

1. die Identität als Angehöriger der Profession, die sich im positiven Bezug auf das 

Kollektiv der Sozialarbeitenden und die mit ihm geteilten Gewissheiten ebenso 

vollzieht wie in der (negativen) Unterscheidung und Abgrenzung von andern 

Berufsgruppen und den sie konstituierenden Wissenskorpora; 

2. die Identität als Angehörige der Organisation, die sich im positiven Bezug auf die 

KESB und die darin übernommene Rolle ebenso ausdrückt wie in der Abgrenzung von 

andern Organisationen und von den Rollen, die dort angeboten und gespielt werden. 

In beiden Hinsichten wird die dialektische Natur der Identität deutlich: Das positive Sich-

Beziehen auf die Profession oder die Organisation bedeutet immer auch eine Grenzziehung 

gegenüber andern: gegenüber andern Professionen15 im einen, gegenüber andern 

Organisationen im andern Fall. Und beide Bezugspunkte, die Profession wie die Organisation, 

                                                 

15 Eine andere, für jede Profession basale Abgrenzung ist natürlich jene gegenüber den Laien (vgl. Nadai et al., 
2005 sowie Liljegren/Höjer/Forkby, 2014). 
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setzen voraus, dass die ihnen angehörenden Individuen diese Operationen regelmässig 

vollziehen (Jenkins, 2008; Lamont/Molnár, 2002; Wimmer, 2014).  

In den KESB sind diese beiden Aspekte potentiell konfligierend: die Organisation ist zumindest 

in ihrer Anfangsphase stark juristisch orientiert, und zwar auch dort, wo sie nicht als Gericht 

organisiert ist, und nicht nur aus Gründen der starken Präsenz von Juristen: rechtliche Aspekte 

der korrekten Verfahrensführung werden – schon zur Abgrenzung gegenüber dem alten, in 

dieser Hinsicht defizitären Recht – hoch gewichtet; die rechtstypische „Legitimation durch 

Verfahren“ (Luhmann, 1983) begründet die Geltung der Entscheide sowohl gegenüber den 

betroffenen Personen als auch gegenüber den (Sozial-)Diensten, welche die von der Behörde 

angeordneten Massnahmen ausführen. Schon aus diesem Grund weist die 

Organisationsidentität eine starke rechtliche Komponente auf.  Dazu kommt, dass die 

Entscheidungsorientierung der Behörde zur sozialarbeiterischen Prozesslogik und zum 

entsprechenden professionellen Habitus in Widerspruch steht. Zugespitzt formuliert verlangt 

also die Ausbildung der Organisationsidentität eine Reformulierung der Professionsidentität als 

Bedingung für die Anerkennung und Präsenz der Profession in der Behörde.16  

Die Frage ist dann, worauf sich diese Reformulierung stützen kann. Folgt man Cohen-Scali 

(2003), so entwickelt sich die professionelle Identität einer einzelnen Person auf zwei Arten: 

die Sozialisation für die Arbeit (mittels Ausbildung) und die Sozialisation durch die Arbeit 

(mittels Arbeitserfahrung). Letzteres erlangt besondere Bedeutung beim Einstieg in die 

Arbeitswelt, bleibt aber während der gesamten Laufbahn wichtig, vor allem beim Wechsel von 

Arbeitsstellen oder bei Karrieresprüngen. Wenn eine neue professionelle Rolle eingenommen 

werden soll, kommt Rollenvorbildern im Arbeitsumfeld eine zentrale Bedeutung zu. Der 

Einzelne kann sich dabei an Peers orientieren, die bereits eine ähnlich gelagerte Rolle ausfüllen. 

Dabei richtet sich die Interpretation, wie bestimmte Rollen ausgefüllt werden können, in der 

Regel an collective professionals aus, wie Scott (2005) jene Mitglieder einer Profession 

bezeichnet, welche sich in einer gewissen Distanz zur Praxis mit der Entwicklung der 

Profession auf verschiedenen Ebenen wie Ausbildung, Forschung oder Politik beschäftigen.  

Im Fall der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden wurden kollektive Vorbereitungen auf 

das Feld, wie bereits weiter oben beschrieben, sehr unterschiedlich vorgenommen. Juristinnen 

                                                 

16 Diese Zuspitzung sollte nicht im Sinne des Managerialismus-Diskurses (Evetts, 2011; Hasenfeld, 2000/2010) 
oder der professionellen Heteronomie (Scott, 1992) verstanden werden: es geht hier um die Bedingungen für die 
Anerkennung als prinzipiell gleichberechtigtes Mitglied einer Organisation auf der Basis des Professionswissens. 
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standen zahlreiche „Vorbilder“ für ihre professionelle Rolle zur Verfügung. So ist es Teil des 

juristischen Selbstverständnisses, Recht zu sprechen und nach Abwägung ein Urteil zu fällen. 

Auch waren bereits vor der Neuorganisation Juristen im Rahmen der Vormundschaftsbehörde 

professionell mit der Entscheidfindung betraut. Für Sozialarbeitende hingegen stellt die Rolle 

in der KESB eine gänzlich neue Herausforderung dar, zu deren Bewältigung sie kaum an 

Rollenvorbilder und entsprechend etablierte Praktiken anknüpfen konnten. Zwar haben einige 

Behördenmitglieder aus der Sozialen Arbeit zuvor bereits Entscheidentwürfe verfasst und der 

Vormundschaftsbehörde vorgelegt, dies geschah jedoch meist aus der Rolle des späteren 

Vormunds oder Beistands heraus und war in die Prozesslogik des professionellen Handelns 

eingebunden.  

Die Profilierung der Sozialen Arbeit als Profession in diesem Arbeitsfeld und somit die 

Formung einer kollektiven Identität für diese Rolle sind noch nicht weit gediehen. Arbeiten der 

collective professionals an Hochschulen in Lehre und Forschung stehen in Bezug auf die 

Soziale Arbeit erst am Anfang, die politische Profilierung durch die Berufsverbände ist kaum 

wahrnehmbar. Zwischenzeitlich prägen deshalb individuelle Positionierungsstrategien 

einzelner Sozialarbeitender bzw. der Sozialarbeitenden innerhalb einer KESB das Profil der 

Sozialen Arbeit innerhalb der KESB wie in deren Umwelt. Die Organisation als Bezugspunkt 

der Identifikation dürfte unter diesen Bedingungen eine hohe Attraktivität haben, und zwar 

sowohl für Sozialarbeitende selbst, die sich als Teil dieser Organisation verstehen und sich so 

die Abgrenzung zur Sozialen Arbeit ausserhalb der KESB erleichtern, als auch für 

Aussenstehende, deren Blick sich die organisationsinterne Rollendifferenzierung entzieht. 

Die einleitend implizit aufgeworfene Frage, ob nun interdisziplinäre oder transdisziplinäre 

Organisationsstrukturen für die professionelle Profilierung der Sozialen Arbeit vorteilhafter 

seien, bleibt auch am Schluss offen. Eine klare interdisziplinäre Arbeitsteilung und 

Zusammenarbeit reserviert jeder beteiligten Profession einen unbestreitbaren 

Kompetenzbereich und ermöglicht damit die Konturierung des professionellen Profils. 

Gleichzeitig sind der Weiterentwicklung Grenzen gesetzt und es bleibt weniger Raum für 

Aushandlungsprozesse, um den eigenen Handlungsraum zu erweitern. Ein transdisziplinäres 

Verständnis intraorganisationaler Kooperation hingegen eröffnet prinzipiell einen grösseren 

Handlungs- und damit auch Verhandlungsspielraum, macht damit aber auch ein 

konkurrierendes Verhältnis wahrscheinlicher. Es scheint, als seien unter den gegebenen 

Bedingungen Profilierungs- und Positionierungschancen gegenläufig. 
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Ohnehin ist zu vermuten, dass eine neue „Transdisziplin“ Kindes- und Erwachsenenschutz 

stark an der Organisationsidentität orientiert ist. In diesem Modell dürfte deshalb der Erfolg 

professioneller Profilierung davon abhängen, wie sehr die Organisationsidentität durch den 

jeweiligen professionellen Hintergrund mitgeprägt werden kann. Anders gesagt: professionelle 

Identität ist in diesem Fall eben auch Organisationsidentität.  
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